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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 14. 


Inhalt: Geſetz zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung 
öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer (Geſetz-Samml. 1868 S. 277), S. 273. — 
Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder vom 13. März 
1878 (Geſetz-Samml. S. 132), S. 275. — Verordnung, betreffend die Abänderung der Beſtim— 
mungen über die Tagegelder der geſandtſchaftlichen Beamten, S. 276. — Verfügung des Juſtiz- 
miniſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Elze, 
S. 277. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 278. 


(Jr. 8782.) Geſetz zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes vom 18. März 1868, be— 
treffend die Errichtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlacht⸗ 
häuſer (Geſetz-Samml. 1868 S. 277). Vom 9. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Artikel 1. 

Die $$. 2 und 14 des Geſetzes vom 18. März 1868, betreffend die Er⸗ 
richtung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlachthäuſer, erhalten folgende 
Faſſung: 

H. 2. 


Durch Gemeindebeſchluß kann nach Errichtung eines öffentlichen Schlacht— 
hauſes angeordnet werden: f 

1) daß alles in daſſelbe gelangende Schlachtvieh zur Feſtſtellung feines 
Geſundheitszuſtandes ſowohl vor als nach dem Schlachten einer Unter: 
ſuchung durch Sachverſtändige zu unterwerfen ift; 

2) daß alles nicht im öffentlichen Schlachthauſe ausgeſchlachtete friſche 
Fleiſch in dem Gemeindebezirke nicht eher feilgeboten werden darf, bis 
es einer Unterſuchung durch Sachverſtändige gegen eine zur Gemeinde— 
kaſſe fließende Gebühr unterzogen ift; 
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3) daß in Gaſtwirthſchaften und Speiſewirthſchaften friſches Fleiſch, welches 
von auswärts bezogen iſt, nicht eher zum Genuſſe zubereitet werden 
darf, bis es einer gleichen Unterſuchung unterzogen iſt; 


4) daß ſowohl auf den öffentlichen Märkten als in den Privatverkaufsſtätten 
das nicht im öffentlichen Schlachthauſe ausgeſchlachtete friſche Fleiſch 
von dem daſelbſt ausgeſchlachteten Fleiſch geſondert feilzubieten ift; 


5) daß in öffentlichen, im Eigenthum und in der Verwaltung der Ge— 
meinde ſtehenden Fleiſchverkaufshallen friſches Fleiſch von Schlachtvieh 
nur dann feilgeboten werden darf, wenn es im öffentlichen Schlacht— 
hauſe ausgeſchlachtet ift; 


6) daß diejenigen Perſonen, welche in dem Gemeindebezirk das Schlächter- 
gewerbe oder den Handel mit friſchem Fleiſch als ſtehendes Gewerbe 
betreiben, innerhalb des Gemeindebezirks das Fleiſch von Schlachtvieh, 
welches ſie nicht in dem öffentlichen Schlachthauſe, ſondern an einer 
anderen innerhalb eines durch den Gemeindebeſchluß feſtzuſetzenden Um— 
kreiſes gelegenen Schlachtſtätte geſchlachtet haben, oder haben ſchlachten 
laſſen, nicht feilbieten dürfen. 


Die Regulative für die Unterſuchung (Nr. 1, 2 und 3) und der Tarif 
für die zu erhebende Gebühr (Nr. 2 und 3) werden gleichfalls durch Gemeinde— 
beſchluß feſtgeſetzt und zur öffentlichen Kenntniß gebracht. In dem Regulativ für 
die Unterſuchung des nicht im öffentlichen Schlachthauſe ausgeſchlachteten Fleiſches 
(Nr. 2) kann angeordnet werden, daß das der Unterſuchung zu unterziehende 
Fleiſch dem Fleiſchbeſchauer in größeren Stücken (Hälften, Vierteln) und, was 
Kleinvieh anbelangt, in unzertheiltem Zustande vorzulegen iſt; die in dem Tarife 
(Nr. 2 und 3) feſtzuſetzenden Gebühren dürfen die Koſten der Unterſuchung nicht 
überſteigen. 

Die Anordnungen zu Nr. 2 bis 6 können nur in Verbindung mit der 
Anordnung zu Nr. 1 und dem Schlachtzwang ($. 1) beſchloſſen werden, fie 
bleiben für diejenigen Theile des Gemeindebezirks und diejenigen Gattungen von 
Vieh, welche gemäß §. 1 von dem Schlachtzwange ausgenommen ſind, außer 
Anwendung. 

Im Uebrigen ſteht es den Gemeinden frei, die unter Nr. 2 bis 6 auf— 
geführten Anordnungen ſämmtlich oder theilweiſe, und die einzelnen Anordnungen 
in ihrem vollen, durch das Geſetz begrenzten Umfange oder in beſchränktem Um⸗ 
fange zu beſchließen. 

$. 14. 


Wer der nach F. 1 getroffenen Anordnung zuwider außerhalb des öffent⸗ 
lichen Schlachthauſes entweder Vieh ſchlachtet oder eine der ſonſtigen im Gemeinde⸗ 
beſchluſſe näher bezeichneten Verrichtungen vornimmt, ferner wer den Anordnungen 
zuwiderhandelt, welche durch die in §. 2 erwähnten Gemeindebeſchlüſſe getroffen 
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worden ſind, wird für jeden Uebertretungsfall mit Geldſtrafe bis zu einhundert⸗ 
undfunfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


Artikel 2. 
Dem $. 3 des vorangeführten Geſetzes vom 18. März 1868 tritt als dritter 
Abſatz folgende Beſtimmung hinzu: i 

Neue Privatſchlachtanſtalten dürfen von dem Tage dieſer Veröffent— 
lichung ab nicht mehr errichtet werden. 

Der Abſatz 1 des F. 7 erhält folgenden Zuſatz: 
Bei Berechnung des Schadens iſt namentlich zu berückſichtigen, daß 
der Ertrag, welcher von den Grundſtücken und Einrichtungen bei an⸗ 
derweiter Benutzung erzielt werden kann, von dem bisherigen Ertrage 
in Abzug zu bringen iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. \ 


Gegeben Berlin, den 9. März 1881. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


(Fr. 8783.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die Unterbringung verwahrloſter 
Kinder vom 13. März 1878 (Geſetz-Samml. S. 132). Vom 27. März 1881. 


a, ; wu 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

Artikel J. 


Der F. 7 des Geſetzes, betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder, 
vom 13. März 1878 (Gefek-Samml. S. 132) erhält nachſtehenden Zuſatz: 
Hat das beſchließende Gericht ſeinen Sitz außerhalb ſeines Gerichts— 
bezirks, jo liegt die Verpflichtung demjenigen Kommunalverbande ob, 
in deſſen Gebiete der Gerichtsbezirk belegen iſt; gehört der Gerichts⸗ 
bezirk zum Gebiete verſchiedener Kommunalverbände, fo liegt die Ver⸗ 
pflichtung demjenigen Kommunalverbande ob, innerhalb deſſen der Ort 
liegt, als deſſen Vormundſchaftsgericht das Gericht Beſchluß gefaßt hat. 
Gr. 87828784.) 
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Artikel II. 


Hat in den Fällen des Artikels I bereits eine Beſchlußfaſſung ſtattgefunden, 
ſo fallen die Koſten der Unterbringung von dem Tage ab, an welchem dieſes 
Geſetz in Kraft tritt, demjenigen Kommunalverbande zur Laſt, der nach Artikel I 
zur Unterbringung verpflichtet iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1881. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. v. Puttkamer. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


(Nr. 8784.) Verordnung, betreffend die Abänderung der Beſtimmungen über die Tagegelder 
der geſandtſchaftlichen Beamten. Vom 28. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig bon Preußen de. 


verordnen auf Grund des Artikels II des Geſetzes vom 28. Juni 1875 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 370) unter Abänderung der Beſtimmungen der Verordnung, be⸗ 
treffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen 
Beamten, vom 1. Mai 1879 (Geſetz-Samml. S. 351), was folgt: 


Einziger Artikel. 

Auf Fälle der kommiſſariſchen Beſchäftigung von Preußiſchen geſandtſchaft— 
lichen Beamten außerhalb ihres Amtsſitzes finden die Beſtimmungen der Ver— 
ordnung vom 7. Februar 1881 wegen Abänderung der Verordnung, betreffend 
die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen und 
Konſularbeamten des Reichs, vom 23. April 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. von 1881 
S. 27) entſprechende Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. März 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


—— 


PER EIER 


(Nr. 8785.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Elze. Vom 23. März 1881. 


Alf Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (GeſetzSamml. 1873 S. 253 und Geſetz⸗-Samml. 1879 S. 11) 
beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs 
Eintragung in das Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchluß— 
friſt von ſechs Monaten für die zum Bezirk des Amtsgerichts Elze gehörigen 
Gemeindebezirke Banteln, Barfelde, Betheln, Brüggen, Dötzum, Eberholzen, 
Eddinghauſen, Eime, Eitzum, Gronau, Heinum, Hönze, Möllenſen, Nienſtedt, 
Petze, Rheden, Sehlde, Sibbeſſe und Wallenſtedt am 1. Mai 1881 beginnen ſoll. 


Berlin, den 23. März 1881. 


* 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Auguſt 1880, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Provinzialverband von Weſtpreußen behufs 
Erwerbung des zur Herſtellung eines gepflaſterten Anfuhrweges von der 
Bohnſack-Steegener Provinzialchauſſee nach der Weichſelfähre bei dem 
Dorfe Bohnſack im Landkreiſe Danzig erforderlichen Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig, Jahrgang 1881 
Nr. 10 S. 37, ausgegeben den 5. März 1881; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. September 1880, betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an die Staatsbauverwaltung bezüglich der zur 
Verbreiterung des großen Friedrichsgrabens im Regierungsbezirk Königs⸗ 
berg erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Re— 
gierung zu Königsberg, Jahrgang 1881 Nr. 6 S. 31, ausgegeben den 
10. Februar 1881; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Februar 1881, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zum Statut der Provinzial⸗Aktienbank des Großherzog⸗ 
thums Poſen vom 12. Januar 1876, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Poſen Nr. 12 S. 76, ausgegeben den 22. März 1881; 

4) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 16. Februar 1881, betreffend den 
Bau und Betrieb einer normalſpurigen Eiſenbahn untergeordneter Bedeu— 
tung von Menden nach Hemer durch die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahn— 
geſellſchaft, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 13 S. 113, ausgegeben 
den 2. April 1881, 

der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 14 S. 89/90, ausgegeben 
den 2. April 1881; 

5) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. Februar 1881 wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Dort— 
mund bis zum Betrage von 6 000 000 Mark Reichswährung durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 14 S. 90 bis 92, 
ausgegeben den 2. April 1881; 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 25. Februar 1881 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine (2. Ausgabe) der Stadt Oranien⸗ 
burg im Betrage von 293 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Potsdam Nr. 14 S. 117 bis 119, ausgegeben den 
8. April 1881. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


